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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zur Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung zu den 
anstehenden Castor-Transporten 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

den geplanten Transport von sechs Castor-Behältern in das Zwi-
schenlager in Gorleben zu stoppen. 

Bonn, den 25. Februar 1997 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

Begründung 

Der Atommülltransport birgt ein zusätzliches Risiko und stellt eine 
zusätzliche Strahlenbelastung für die Bevölkerung entlang der 
Transportstrecken und am Zwischenlagerstandort und für das Be-
gleitpersonal dar. Der Unfall eines Zuges mit deutschem Atommüll 
in Frankreich Anfang Februar 1997 zeigt, wie schnell die Mär vom 
sicheren Transport ein Ende hat. Die politisch notwendige Aus-
einandersetzung um die Nutzung der Atomenergie und die un-
gelöste Entsorgungsfrage darf nicht länger auf dem Rücken der 
Betroffenen und der Polizisten und Polizistinnen ausgetragen wer-
den. 




